
REGENSBURG. Rarität, Altstadt, außer-
gewöhnlich: So sind einige aktuelle
Mietwohnungsangebote für Regens-
burg überschrieben. Wer die Liste
durchgeht, wird schnell feststellen,
dass vor allem die Höhe derMieten au-
ßergewöhnlich ist und bezahlbarer
Wohnraum zur Rarität wird. Wer in
einer begehrten Stadt nicht ewig nach
einer neuen Bleibe suchen will, sollte
entweder zu den Spitzenverdienern
zählen. Oder er muss dazu bereit sein,
50 Prozent seines Einkommens oder
mehr in dieMiete zu investieren.

Im Wahljahr 2013 überrascht es
nicht, dass die Parteien ihr Herz für die
Mieter entdecken. Mieten werden zu
einer neuen sozialen Frage, sagt SPD-
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück. Un-
ter dem Titel „Bezahlbares Wohnen in
der Stadt“ haben die Sozialdemokraten
nun ein Positionspapier präsentiert,
mit dem sie den Anstieg der Preise be-
grenzen wollen. Das Gerechtigkeits-
thema wird zum Wahlkampfschlager,
mit dem die Parteien punkten wollen.
Schließlich gibt es in Deutschland
24 MillionenMiethaushalte.

Drastische Miet-Aufschläge

Durch die neuen Machtverhältnisse
im Bundesrat bekommt das Thema zu-
sätzliche Brisanz. Nach dem Regie-
rungswechsel in Niedersachsen besitzt
das rot-grüne Lager eine gestalterische
Mehrheit im Bundesrat. Die Oppositi-
on kann dort künftig eigene Gesetzes-
vorschläge einbringen. So könnte aus
dem Positionspapier der Sozialdemo-
kraten schnell ein Konkurrenzmodell
zur geplanten Mietrechtsnovelle der
schwarz-gelben Koalitionwerden.

In Deutschland fehlen laut Mieter-
bund 250 000 Wohnungen. „Drasti-
sche Mietsteigerungen, in erster Linie
bei den Neuvertragsmieten, sind die
Folge. Hier liegen dieMieten vielerorts
um 30 Prozent und mehr über den
Mieten in bestehenden Mietverhält-
nissen“, erklärt Franz-Georg Rips, Prä-
sident des Mieterbundes. Wenn also
eine Wohnung frei wird und der Ei-
gentümer einen neuenMietvertrag ab-
schließt, kann er so viel herausholen,
wie derMarkt hergibt.

Rips warnt: Die hohen Aufschläge
bei Neuvermietungen seien die Be-
standsmieten von morgen: „Leidtra-
gende sind die zehn Prozent der Haus-
halte, die jährlich die Wohnung aus

beruflichen Gründen wechseln müs-
sen, junge Menschen, die eine Familie
gründen, oder Studenten, die neu in
die Stadt ziehen.“

Steinbrück schlägt nun vor, die Er-
höhungen bei Neuvermietungen ge-
setzlich zu begrenzen – auf zehn Pro-
zent gegenüber der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete. Weiter forderte er auch
bei den bestehenden Mietverträgen
ein Limit. Dort will Steinbrück nur
noch eine Erhöhung von 15 Prozent
innerhalb von vier Jahren zulassen.
Bislang können Vermieter die Miete
alle drei Jahre um 20 Prozent erhöhen.

Ein gespaltener Markt

Die SPD-Bundestagsabgeordnete Mari-
anne Schieder aus Wernberg-Köblitz
verweist auf einen gespaltenen Woh-
nungsmarkt. „In ländlichen Räumen
herrscht die Sorge, dass die Immobili-
enpreise in den Keller fallen. In Mün-
chen und Nürnberg ist es anders her-
um. Dort wird bezahlbarer Wohn-
raum zur Mangelware.“ Sie räumt ein,
dass eine Mieten-Bremse nur der An-
fang einer neuen Wohnungspolitik
sein könne. „Wir müssen den sozialen
Wohnungsbau wiederbeleben“, so
Schieder. Genau dies sei auch im SPD-
Positionspapier festgeschrieben.

Die Linkspartei setzt das Woh-
nungsthema ebenfalls auf ihre Agenda
und macht weitaus radikalere Vor-

schläge. „Mit einem Zehn-Punkte-So-
fortprogramm wollen wir die Preisex-
plosion bei den Mieten stoppen“, sagt
Fraktionschef Gregor Gysi. Mieterhö-
hungen sollen nach den Vorschlägen
der Linken nur im Rahmen der Inflati-
onsrate zulässig und bei Neuvermie-
tungen generell nicht erlaubt sein.

Doch weder SPD noch Linkspartei
können das Urheberrecht für die Mie-
ten-Bremsen für sich reklamieren. Be-
reits im Dezember beschloss der Bun-
destag die Mietrechtsnovelle der Bun-
desregierung. Auch die schwarz-gelbe
Koalition will im Wahlkampf den
Nerv der Mieter treffen. Maximal um
15 Prozent innerhalb von drei Jahren
darf die Miete künftig in Ballungsräu-
men erhöht werden – wenn die Bun-
desländer dies für eine Kommune oder
einzelne Stadtviertel festlegen. Die No-
velle geht also nicht so weit wie der
SPD-Vorschlag und sieht vor allem bei
Neuvermietungen keine Regelung vor.
Doch das Gesetz wird in dieser Form
wohl nicht in Kraft treten. „Die Sozial-
demokraten werden es im Bundesrat
stoppen“, wie Schieder derMZ sagt.

Die Eigentümer sind entsetzt

Die Eigentümervereinigung Haus &
Grund kritisiert generell: „Die Mieten
für Wohnraum sind im vergangenen
Jahr real um 0,8 Prozent gesunken. Da-
her sind aktuelle Vorschläge verschie-

dener politischer Parteien für weitere
gesetzliche Mietbegrenzungen über-
flüssig.“ So kommentiert „Haus &
Grund“-Präsident Rolf Kornemann
jüngste Daten des Statistischen Bun-
desamtes. „Lokale Wohnungsknapp-
heit muss lokal angegangen werden.
Das Mietrecht ist nicht das Problem
und damit auch nicht die Lösung“, be-
tont Kornemann. Die steigenden
Wohnkosten seien ausschließlich auf
die Entwicklung der Energiepreise zu-
rückzuführen. Die Preise für Zentral-
heizung und Fernwärme erhöhten
sich beispielsweise um 9,4 Prozent.
Hier halte der Staat den Schlüssel zur
Kostendämpfung in der Hand.

Laut Statistischem Bundesamt stie-
gen die Kaltmieten 2012 durchschnitt-
lich um 1,2 Prozent, während die Prei-
se um zwei Prozent zulegten. In dieser
Statistik sind aber Gegenden, in denen
es ein Überangebot von Wohnungen
und sinkende Mieten gibt, ebenso be-
rücksichtigt wie attraktive Ballungs-
räume, in denen die Nachfrage das An-
gebot übersteigt. Die Wohnberatungs-
gesellschaft F+B listet auf: Berlin – plus
23,2 Prozent bei Neuvermietungen seit
2005. Hamburg – plus 25,5 Prozent.
München – plus 15,8 Prozent. Frank-
furt am Main – plus 14,8 Prozent. Re-
gensburg – plus 14 Prozent.

Die schwarz-gelbe Gesetzesnovelle
enthält für Mieter auch einen unange-
nehmen Punkt: Ein dreimonatiges
Mietminderungsverbot bei energeti-
schen Gebäudesanierungen. Mieter
müssen also künftig Lärm, Staub und
Gerüste vor dem Fenster in Kauf neh-
men – und trotzdem die volle Miete
bezahlen. Nachdem ein milliarden-
schwerer Steuerbonus für solche Sa-
nierungen im Vermittlungsausschuss
von Bund und Ländern gescheitert ist,
soll diese Art Vermieterbonus mithel-
fen, das Dämmen und Austauschen
zugiger Fenster voranzubringen.

53,20 Euro pro Quadratmeter

Eine echte Kostenbremse dürfte die
von der Koalition geplante Neurege-
lung also nicht sein. Das Grundpro-
blem ist das knappe Wohnungsange-
bot in vielen Städten. Nach Angaben
desMieterbundes fehlen alleine in den
zehn deutschen Städten mit dem
stärksten Wohnungsmangel insge-
samt 100 000 Mietwohnungen –
31 000 davon in der bayerischen Lan-
deshauptstadt. Daher sei München
nach wie vor die teuerste deutsche
Großstadt; Mieter müssten dort bis zur
Hälfte ihres Nettoeinkommens für ih-
re Wohnung zahlen. Die Vorsitzende
des Münchner Mietervereins, Beatrix
Zurek, nennt ein Beispiel, das sie in ei-
nem Wohnportal gefunden habe:
28 Quadratmeter in der Ludwigsvor-
stadt für 1490 Euro. Das macht einen
Quadratmeterpreis von 53,20 Euro.

Gleichzeitig ist der soziale Woh-
nungsbau auf dem Rückzug. Gab es
1987 noch 3,9 Millionen Sozialwoh-
nungen in Deutschland, so verzeich-
net die letzte Volks- und Gebäudezäh-
lung Ende 2001 nur noch 1,8 Millio-
nen Wohnungen. Jahr für Jahr verlie-
ren rund 100 000 Wohnungen ihren
Status als Sozialwohnung. Trotz der
Wohnungsnot in deutschen Großstäd-
ten haben sechs Bundesländer zwi-
schenzeitlich keine Sozialwohnungen
mehr gebaut. Berlin, Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern,
das Saarland und Sachsen förderten
im Jahr 2010 keinen Neubau einer
Mietwohnungmehr.

Kommunaler Ausverkauf

NRW steht demnach mit 5397 neuen
Mietwohnungen für untere Einkom-
mensschichten an der Spitze der Sta-
tistik, gefolgt von Hamburg mit 2253
und Bayern mit 1617 Sozialwohnun-
gen. Der Bund stellt den Ländern jedes
Jahr 518 Millionen Euro für die soziale
Wohnraumförderung zur Verfügung.

Verschärft wird die Situation durch
die Privatisierung der Bestände des so-
zialen Wohnungsbaus. Vor allem
klamme Städte machten ganze Stadt-
viertel mit kommunalen Wohnungen
zu Geld. Dresden etwa hat seine Be-
stände vollständig verkauft, um damit
Schulden zu begleichen. Und in den
Großstädten mit über 200 000 Ein-
wohnern beträgt der kommunale An-
teil noch acht Prozent. Leidtragende
sind vor allem einkommensschwache
Haushalte, die auf dem „normalen“
Markt fast keine Chance haben, eine
bezahlbare Bleibe zu finden.

Es ist fraglich, ob gesetzliche Miet-
preisbegrenzungen die Probleme lin-
dern können. Denn eine begehrte
Stadt wie München verzeichnete jedes
Jahr einen Zuzug von 30 000 Neubür-
gern. Laut Prognosen wird sich dieser
Trend noch Jahrzehnte fortsetzen.

Steinbrück forderte bereits 2012 –
bei seiner Bewerbungsrede als SPD-
Kanzlerkandidat – neue Förderpro-
gramme über die staatliche KfW-
Bank, eine stärkere Rolle des Bundes
beim sozialen Wohnungsbau und die
Stützung der Genossenschaftsidee. Da-
mit ließe sich das Problem im Gegen-
satz zu einer reinen Mieten-Bremse an
den Wurzeln packen. Denn in einem
Punkt sind sich alle einig: Der Woh-
nungsbau muss angekurbelt werden.
Ansonsten wird sich ein weiteres Pro-
blem verschärfen, das jetzt schon in
vielen Städten sichtbar wird: Es entwi-
ckeln sich besonders begehrte Stadt-
viertel zu Ghettos von Top-Verdienern.
Rentner, Studenten und Geringverdie-
ner werden an den Rand gedrängt.

SOZIALES In vielen Städten
wirdWohnen zum Luxus.
Die Parteienmachen Vor-
schläge gegenMiet-Wucher
– ohne damit das eigentliche
Problem zu lösen.

DiePolitiker entdecken ihrHerz fürMieter
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VON STEFAN STARK, MZ

Der Erfolg bei der Wohnungssuche hängt vor allem in Universitätsstädten immer öfter von einer dicken Brieftasche ab: Denn laut Experten fehlen 250 000Wohnungen in Deutschland. Foto: dpa
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➥ Mehr Infos zum Thema finden Sie
unter www.mittelbayerische.de
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Lassen sich mit derMieten-
Bremse, wie sie die SPD vor-
schlägt, die Probleme am
Wohnungsmarkt lindern?

Kurzfristig lässt sich der
Mietpreisanstieg dadurch
zwar regulieren. Aber die
Probleme resultieren aus
der Knappheit an den
Wohnungsmärkten. Das
lässt sich nicht durch
Preisbindung verbieten,
sondern allenfalls durch
Neubau.

Ist derMangel an bezahlba-
renWohnungen zum Teil
von der Politik mitverschul-
det – etwa durch die Privati-
sierung kommunalerWohnungen?

Das spielt auch eine Rolle. Aber die
Privatisierung ist nicht das Haupt-
problem, sondern die Verknappung
von Bauland, was Neubauten im öf-
fentlichen und im privaten Bereich
behindert. Verschärft wird das Pro-
blem durch die Nachfrage durch Zu-

wanderung. Die „Schuld“
dafür liegt aber nicht bei
der öffentlichen Hand –
zumindest nicht bei der
deutschen. Die starke Zu-
wanderung aktuell ist un-
ter anderem das Ergebnis
der Staatsschuldenkrise in
Südeuropa.

Wie könnte der Staat dafür
sorgen, dass dieMieten für
Normal- und Geringverdie-
ner erschwinglich bleiben?

Das Wichtigste ist ein In-
vestitionsumfeld, das Neu-
bauten ermöglicht. Der
Staat muss dafür mehr
Bauland ausweisen und
höhere Gebäude zulassen.

In vielen Städten gibt es außerdem
Nachverdichtungsmöglichkeiten.
Gute Beispiele geben Hamburg mit
der Hafencity, Frankfurt mit dem
Westhafen oder Berlin mit der Ent-
wicklung hinter dem neuen Haupt-
bahnhof. Die Nachverdichtung ist
die beste Strategie für eine langfristi-
ge Begrenzung derMieten.

„Wir brauchenNeubauten“
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➥ Haben Sie weite-
re Fragen? Schrei-

ben Sie uns!
nachrichten

@mittelbayerische.de
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